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	 2 	 arbeitsmarktpolitik aktiv

Interview Sigrid Wadauer  

„Mangel und Armut 
waren weit verbreitet“
Im AKTIV-Interview beantwortet Sigrid Wadauer vom Institut 
für Wirtschafts- und Sozialgeschichte der Universität Wien 
Fragen zur Einführung der Arbeitslosenversicherung und  
deren Auswirkungen in der Ersten Republik.

AKTIV: War die Einführung 

der österreichischen Arbeits-

losenversicherung 1920 im 

Vergleich zu anderen europäi-

schen Ländern früh oder war 

Österreich ein Nachzügler, und 

war sie eher fortschrittlich 

oder konservativ?

Sigrid Wadauer: Österreich 

war eines der ersten europäi-

schen Länder, das Arbeitslo-

senversicherung in dieser 

Form einführte. Andere Län-

der mit ähnlichen Modellen 

waren etwa England und Ir-

land (die ersten Länder, in de-

nen ein Versicherungssystem 

realisiert wurde), Italien, 

Luxemburg. 

Die Arbeitslosenversicherung 

in Österreich schloss zunächst 

viele Lohnabhängige gar nicht 

ein, etwa Arbeiter*innen in 

vorwiegend ländlichen Bezir-

ken, Landarbeiter*innen, 

Dienstbot*innen bzw. Hausan-

gestellte etc. Darüber hinaus 

war Arbeitslosenversicherung 

und -unterstützung ja mit for-

meller, marktvermittelter Ar-

beit und Lohnarbeit verknüpft, 

die viele in dieser Zeit nicht 

oder nicht mehr ausüben 

konnten oder wollten, wie et-

wa Kriegsinvalide oder ältere 

Arbeitnehmer*innen, die keine 

Anstellung mehr fanden. Viele 

versuchten auch, sich selbst-

ständig zu machen,  es gab ei-

nen sehr hohen Anteil an 

Kleinstselbständigen mit oft 

recht geringen Einkünften.

Arbeitsvermittlung und Ar-

beitslosenunterstützung staat-

lich zu organisieren war zu 

Beginn des 20. Jahrhunderts 

gar nicht unumstritten. Die Ar-

beiterbewegung fürchtete, 

Einfluss auf den Arbeitsmarkt, 

Löhne und Arbeitsbedingun-

gen zu verlieren. Manch ande-

re fürchteten auch, dass nie-

mand ohne materiellen Zwang 

arbeiten würde. Die Arbeits-

marktverwaltung wurde in Ös-

terreich paritätisch organisiert, 

schloss also Vertreterinnen 

der Arbeitnehmer und Arbeit-

geber ein. Es gab aber auch 

andere Modelle, Arbeitslosen-

unterstützung zu organisieren, 

etwa gewerkschaftlich organi-

sierte aber staatlich subventi-

onierte Formen der Arbeits-
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Die Einführung der Arbeitslosenversiche-

rung 1920 war zweifellos ein sozialpoliti-

scher Meilenstein, deren Grundprinzipien 

gelten heute noch. 2020 werden jedoch 

angesichts der herrschenden Krise 

Schwachstellen deutlicher denn je sicht-

bar, die die Notwendigkeit einer Reform 

der Arbeitslosen- und der Sozialversiche-

rung offenbaren. 

Die neue EU-SILC-Studie zeigt, dass knapp 

17 Prozent oder rund 1,5 Millionen der in 

Österreich lebenden Menschen aktuell ar-

muts- oder ausgrenzungsgefährdet sind. 

Damit liegt Österreich im Vergleich gut 

und klar unter dem EU-Durchschnitt von 

21,8 Prozent. Neben den geradezu „tradi-

tionellen“ Gruppen – Alleinerziehende, 

Familien mit drei oder mehr Kindern, Aus-

länderInnen, Haushalte mit niedriger oder 

keiner Erwerbstätigkeit sowie Über-

65-Jährige – sind Kinder und Jugendliche 

unter 18 Jahre mit 19 Prozent und somit 

über 300.000 Betroffenen überproportio-

nal armuts- und ausgrenzungsgefährdet. 

Aufgrund der wirtschaftlichen Lage in Fol-

ge der Covid-19-Pandemie ist nun eine so-

ziale Krise zu befürchten, die neben den 

Genannten besonders jene trifft, die am 

Rand oder außerhalb des Sozialversiche-

rungssystems stehen. Die Ankündigung so-

zialpolitischer Maßnahmen zur „Stärkung 

des sozialen Netzes“ durch Minister An-

schober ist daher sehr zu begrüßen. Ob 

damit eine neue Mindestsicherung oder 

ein höheres Arbeitslosengeld gemeint war, 

blieb leider offen. Wesentlich wird jeden-

falls sein, ob es gelingt, jene Erwerbstäti-

gen, die als prekäre DienstleisterInnen, als 

KünstlerInnen, als Ein-Personen-Unterneh-

men usw. tätig sind, im Rahmen modifizier-

ter Strukturen der Arbeitslosen- und Sozi-

alversicherung in ein existenzsicherndes 

soziales Netz einzubeziehen. Dazu braucht 

es einen großen Wurf, der die soziale Absi-

cherung für Erwerbstätige in die Gegeben-

heiten des 21. Jahrhunderts befördert.   

Ihr/Euer Christoph Parak
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vermittlung und Unterstüt-

zung. 

AKTIV: Was waren die unmit-

telbaren Auswirkungen für die 

Arbeitslosen? 

SW: Staatliche Arbeitslosen-

unterstützung bedeutete zu-

nächst, dass der Status einer 

Person als unfreiwillig und 

marktbedingt arbeitslos und 

arbeitsuchend offiziell aner-

kannt wurde, das war ja noch 

Ende des 19. Jahrhunderts kei-

ne Selbstverständlichkeit. Ar-

beitslosenunterstützung stell-

te eine gewisse Existenzsiche-

rung dar, einen zumindest 

temporären Berufsschutz und 

bot auch eine Möglichkeit an 

einem Ort zu bleiben.  Andere, 

ältere Formen der Unterstüt-

zung gingen oft mit freiwilli-

ger oder auch unfreiwilliger 

Mobilität einher. Anspruch auf 

Armenunterstützung hatte 

man in Österreich etwa nur in 

der zuständigen Heimatge-

meinde, die oft nicht identisch 

mit der Aufenthaltsgemeinde, 

dem Wohnort war. Im Fall der 

Verarmung konnte man selbst 

in den 1920er und 30er Jahren 

noch in die Zuständigkeitsge-

meinde abgeschoben werden. 

Einen Anspruch auf das Hei-

matrecht erwarb man erst 

durch einen zehnjährigen frei-

willigen Aufenthalt, ohne der 

Armenhilfe anheim zu fallen.  

Auch das System der Natural-

verpflegstationen bzw. der 

Herbergen war mit dem 

Zwang verbunden, von Ort zu 

Ort herumzuwandern und Ar-

beit zu suchen. Neue Formen 

der Absicherung ermöglichten 

also auch mehr Sesshaftigkeit.

AKTIV: Wie existenzsichernd 

war das Geld, das Betroffenen 

durch die Arbeitslosenversi-

cherung zustand? Kam man 

damit über die Runden oder 

war es auf gut Wienerisch 

„zum Leben zu wenig, zum 

Sterben zu viel“?

SW: Die Höhe der Arbeitslo-

senversicherung war auch in 

der Zwischenkriegszeit vom 

vorangegangenen Verdienst 

und von Sorgepflichten ab-

hängig. Mangel und Armut 

waren aber weit verbreitet, 

das ist in der bekannten Mari-

enthalstudie anschaulich ge-

schildert.

AKTIV: Heute können Perso-

nen, die kein oder nur sehr ge-

ringes Arbeitslosengeld erhal-

ten, um Mindestsicherung/So-

zialhilfe ansuchen. Was wurde 

in der Ersten Republik aus de-

nen, die keinen Anspruch 

(mehr) auf Arbeitslosengeld 

hatten? Was waren die unters-

ten sozialen Netze und wie 

„auffangsicher“ waren sie?

SW: Der Bezug der Arbeitslo-

senunterstützung wurde sehr 

oft reformiert, er war zeitlich 

stets begrenzt. In den 30er 

Jahren war der Anteil der offi-

ziell als arbeitslos Registrier-

ten, die keine Arbeitslosenun-

terstützung bezogen, recht 

hoch, 1933 und 1934 lag er bei 

40 bis 50 Prozent.  

Man konnte nach dem Ende 

des Bezugs von Arbeitslosen-

geld noch Notstandsunter-

stützung beziehen, es gab 

auch Armenunterstützung 

durch die Gemeinde und ver-

schiedenste Formen privater 

Wohltätigkeit. In den 1920er 

und 30er Jahren wurde häufig 

gefordert, Hilfeleistungen an 

Arme nur in Form von Natura-

lien – in Form von Lebensmit-

teln, Ausspeisungen oder 

Milch für die Kinder – zu leis-

ten, da man meinte, Arbeits

lose würden die Mittel unver-

nünftig einsetzen. Darüber 

hinaus gab es noch andere 

Formen der Unterstützung. 

„Arbeitsvermittlung  
und Arbeitslosenunter­
stützung staatlich zu 
organisieren war zu Be­
ginn des 20. Jahrhunderts 
gar nicht unumstritten.“
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Für Hausangestellte etwa, die 

mit der Arbeit auch die Woh-

nung verloren, gab es in Wien 

eigene Heime und eine eigene 

Abteilung im Obdachlosen-

heim, man wollte durch die 

Separierung ihre Chancen auf 

eine Wiedereinstellung er

höhen.  In den 1920er Jahren 

wurde außerhalb der Städte 

das Herbergswesen wieder 

eingeführt, es bot Unterkunft 

und Verpflegung für jeweils ei-

nen Tag, offene Stellen im Ort 

sollten dort bekannt gegeben 

werden. Damit wollte man das 

Wandern Arbeitsloser organi-

sieren und kontrollieren. Dieses 

System war nun nicht mehr 

auf Handwerker und Fachar-

beiter beschränkt, stand aber, 

wie bereits in der Monarchie, 

nur arbeitsfähigen Männern 

offen, eine Ausnahme stellte 

hier die Steiermark dar. 

Der Vorteil dieses Systems 

war, dass man, auch wenn man 

keine Arbeitslosenunterstüt-

zung mehr bezog, noch immer 

offiziell den Status als arbeit

suchend hatte, was zu einem 

gewissen Grad Schutz vor Kri-

minalisierung bot. Landstrei-

cherei und Bettelei waren ja 

verboten und konnten mit Haft 

oder auch Zwangsarbeit ge-

ahndet werden. In manchen 

Bundesländern gab es gleich-

zeitig aber nach dem Armen-

recht noch immer die Möglich-

keit, jemandem an bestimmten 

Tagen das Betteln im Gemein-

degebiet zu erlauben, auch 

das war eine Form der öffent-

lichen Unterstützung. 

AKTIV: Im Gesetz zur Arbeits-

losenversicherung von 1920 ist 

die Vermittlung offener Stellen 

durch das Arbeitsamt vorge-

sehen. Wie lief die Arbeitsver-

mittlung generell ab, wie sehr 

waren die Arbeitsuchenden 

auf sich selbst angewiesen, 

um vor Ablauf der 12 Wochen 

Bezugsdauer wieder eine Ar-

beitsstelle zu finden?

SW: In vielen Fotos und Erin-

nerungen dieser Zeit werden 

die vor den Arbeitsämtern an-

gestellten Wartenden darge-

stellt, etwas, das auch das Be-

wusstsein schuf, einer „ar-

beitslosen Masse“ 

anzugehören, also nicht nur in 

einer persönlichen Krisensitu-

ation zu sein. Arbeitsämter 

wurden oft als „Stempelstel-

len“ kritisiert, das heißt der Er-

folg bei der Arbeitsvermitt-

lung in Zweifel gezogen. 

Generell waren die Möglich-

keiten über das Arbeitsamt 

nicht nur Unterstützung zu 

beziehen, sondern auch Arbeit 

zu finden nach Alter, Ge-

schlecht, Beruf und auch regi-

onal unterschiedlich. Auch die 

Formen der Vermittlung un-

terschieden sich. Es gab Ein-

zelberatung und man versuch-

te, moderne Maßnahmen zu 

etablieren, um für jeden/jede 

nach seinen/ihren Fähigkeiten 

und Neigungen eine Anstel-

lung oder Ausbildung zu ver-

mitteln.  Daneben bestanden 

auch ältere Formen, wie das 

Ausrufen von offenen Stellen, 

ein Vormerksystem und eine 

Reihung nach Dauer der Ar-

beitslosigkeit weiter. Es gab in 

Wien ein allgemeines Arbeits-

amt und auch eine Reihe be-

rufsspezifischer Facharbeiter-

nachweise. Beim Bau neuer 

Arbeitsämter wurde zum Teil 

auch versucht, Vorstellungen 

der Arbeitsmarktverwaltung 

und berufsspezifischer Ar-

beitsvermittlung architekto-

nisch umzusetzen. Es sollten 

etwa Frauen und Jugendliche 

räumlich separiert werden, ein 

den Vorstellungen von Ge-

schlecht und Beruf entspre-

chendes Ambiente – zum Bei-

spiel zur Vermittlung von 

Hausangestellten – geschaffen 

werden. 

Durch die Etablierung öffentli-

cher Arbeitsvermittlung wollte 

man – das war schon im 19. 

Jahrhundert ein Thema – nicht 

nur der Arbeitslosigkeit ent-

gegenwirken, sondern auch 

die Ausbeutung Arbeitsloser 

durch kostenpflichtige Ar-

beitsvermittlung unterbinden. 

Alternative Formen der Ar-

beitsvermittlung wie Zeitungs-

annoncen, das Vorsprechen 

um Arbeit bei Betrieben, die 

Umschau oder schlicht Infor-

mationen, die auf beruflichen, 

privaten oder auch politischen 

Kontakten beruhen, waren für 

die Arbeitssuche aber immer 

von Bedeutung. Irina Vana hat 

in ihrer Dissertation unter-

sucht, wie diese Möglichkeiten 

genutzt wurden.

AKTIV: Auch „Umlernung“ in 

gefragtere Berufe war von An-

fang an vorgesehen – wie lie-

fen Umschulungen ab? Gab es 

eigene Schulungsinstitute 

oder wurden Betroffene in re-

guläre Betriebe geschickt? 

Wurden auch Weiterbildungen 

angeboten, um die Chancen 

der Arbeitsuchenden zu ver-

bessern?

SW: Arbeitsvermittlung bezog 

sich in der Kriegs- und Nach-

kriegszeit zunächst stark auf 

die, die vom Krieg heimkehr-

ten und auch auf Kriegsinvali-

de. In den 20er und 30er Jah-

ren zielten Maßnahmen zur 

Berufsschulung und Weiterbil-

dung vor allem auf Jugendli-

che ab. Lehrlinge waren aber 

auch billige Arbeitskräfte, sie 

wurden häufig nach Abschluss 

ihrer Ausbildung entlassen. Es 

gab Maßnahmen zur Berufs-

beratung, Lehrlingsfürsorge, 

Fortbildungsmaßnahmen, 

Lehrwerkstätten, Umschulung 

und Programme, um erworbe-

ne Kenntnisse im Fall von Ar-

beitslosigkeit zu erhalten, z.B.  

Jugend in Not, Jugend in Ar-

beit. Solche sozialpolitischen 

Angebote waren allerdings 

eher auf städtische Zentren 

konzentriert. Darüber hinaus 

wurde – z.B. seitens der Arbei-

terkammer – auch die Berufs-

bildung von Frauen themati-

siert, ihnen standen in dieser 

Zeit nur wenige Lehrberufe 

offen, ihre Qualifikationen 

wurden oft nicht formell an

erkannt. 

AKTIV: Vielen Dank für das 

Interview!

Zur Person: 
Sigrid Wadauer forscht als habilitierte Historikerin am Institut  

für Wirtschafts- und Sozialgeschichte der Universität Wien  

u.a. zu Arbeit- und Lebensunterhalt sowie Sozialpolitik im  

frühen 20. Jahrhundert.

Bild links: Europäischer Einkom-
mensvergleich aus dem Jahr 1922 
(in Kronen)
Bild rechts: Arbeitslosigkeit 
schaffte es in der Ersten Republik 
immer wieder auf die Titelseite
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Das  Jubiläum ist im Coro-

na-Lockdown untergegangen. 

Die wenigen Veranstaltungen, 

die geplant waren, mussten 

abgesagt werden. In den Me-

dien wurde es von Berichten 

zu 75 Jahre Kriegsende über-

deckt. Dabei trat am 9. Mai 

1920 ein Gesetz in Kraft, das in 

den folgenden hundert Jahren 

einer der Grundpfeiler des So-

zialstaats sein würde und des-

sen Treffsicherheit seit seiner 

Einführung in allen seinen Va-

riationen zur Diskussion steht:

Am 24. März 1920 beschloss 

der Nationalrat der Republik 

Deutschösterreich die erste 

umfassende Arbeitslosenversi-

cherung, welche zu je einem 

Drittel von Staat, Arbeitge-

bern und Arbeitnehmern ge-

tragen werden sollte – davor 

waren Arbeitslose auf die un-

zureichende Armenversor-

gung ihrer Heimatgemeinde 

angewiesen und mussten oh-

ne Geld in selbige Heimatge-

meinde zurückreisen, immer 

mit der Gefahr im Nacken, als 

Landstreicher verhaftet und 

eingesperrt zu werden. Zwar 

gab es bereits Formen einer 

Arbeitslosenversicherung 

durch Zünfte bzw. Gewerk-

schaften, diese stand jedoch 

nur den eigenen Mitgliedern 

zur Verfügung und war darü-

ber hinaus von den finanziel-

len Mitteln der jeweiligen 

Zunft oder Gewerkschaft ab-

hängig – in Zeiten hoher Ar-

beitslosigkeit also entspre-

chend geringer oder gar nicht 

verfügbar.

soziales Netz bei Arbeitslosigkeit

100 Jahre Arbeitslosenversicherung 
in Österreich – vom Almosen  
zum Leistungsanspruch
Die tiefen Umbrüche am Ende des Ersten Weltkriegs ermöglichten es, erstmals ein soziales 
Netz bei Verlust des Arbeitsplatzes und damit gegen die Auswirkungen von 
Arbeitsmarktversagen zu spannen. Damals wie heute ist die Gewichtung der grundlegenden 
Prinzipien der Arbeitslosenversicherung regelmäßig Gegenstand politischer 
Auseinandersetzung.

Die Mangeljahre der Zwischen-
kriegszeit: HolzsammlerInnen  
im Wienerwald 1919 
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Breit wurden in den folgenden 

Wochen die neuen Rahmen-

bedingungen abgedruckt – 

vom Amtsblatt der „Wiener 

Zeitung“ bis zur „Neuen Ki-

no-Rundschau“ informierten 

alle darüber, wer nun welche 

Beträge einzuzahlen habe und 

unter welchen Bedingungen 

die Auszahlung erfolgt. Aber 

wie genau sah diese erste Ar-

beitslosenversicherung aus? 

Wie wurde damals und wird 

heute versucht, soziale Absi-

cherung zu erreichen, immer 

versehen mit der – offensicht-

lich zeitlosen – Auflage, dass 

„mangelnde Arbeitslust, Faul-

heit und Liederlichkeit“ auf 

gar keinen Fall unterstützt 

werden dürfen?

Nur für Österreicher
Zunächst: In der ersten Versi-

on der Arbeitslosenversiche-

rung war ein deutlich kleinerer 

Personenkreis bezugsberech-

tigt, als dies heute der Fall ist: 

Nur wer in den letzten 12 Mo-

naten vor Geltendmachung 

der Ansprüche mindestens 20 

Wochen in einem kranken- 

oder pensionsversicherungs-

pflichten Dienstverhältnis ver-

bracht hatte, durfte Arbeitslo-

sengeld beziehen. Und nur 

dann, wenn man gleichzeitig 

auch österreichischer Staats-

bürger, arbeitsfähig und un-

verschuldet arbeitslos war. 

Darüber hinaus durfte man 

keine anderen Bezüge wie z.B. 

Krankengeld erhalten. Auch 

eine eventuell vom vorherigen 

Beschäftigungsverhältnis 

stammende Abfindung muss-

te aufgebraucht werden, be-

vor um Arbeitslosengeld an-

gesucht werden konnte. 

Die Beschränkung auf öster-

reichische Staatsbürger hielt 

übrigens genau ein Jahr – 

schon 1921 waren auch die 

zahlreichen Staatsbürger an-

derer Nationen, die im Bun-

desgebiet lebten, arbeiteten 

und Arbeitslosenversiche-

rungsbeiträge zahlten, be-

zugsberechtigt. Österreich 

war eben schon vor 100 Jah-

ren ein Staat, in dem Men-

schen mit den unterschied-

lichsten Geburtsorten und Rei-

sepässen ihr Zuhause fanden 

und zu einem systemrelevan-

ten Teil des Landes wurden – 

damals wie heute übrigens 

ganz besonders in jenen Be-

rufssparten, ohne die das 

Land schnell zusammenbre-

chen würde: am Bau, bei der 

Ernte, im Handel, in der priva-

ten Pflege und Haushaltshilfe 

usw.

12 Wochen – und auch 
die nicht immer
Die Bezugsdauer des Arbeits-

losengeldes hat sich in den 

letzten 100 Jahren wohl am 

deutlichsten geändert: 1920 

erhielten Arbeitslose vom ach-

ten Tag an für höchstens 12 

Wochen Arbeitslosengeld in 

der Höhe von 60% des letzten 

Lohns (80% für Verheiratete 

bzw. Personen mit Versor-

gungspflichten). Wer danach 

noch immer keinen Job gefun-

den hatte, war wie vor 1920 

auf die Armenversorgung der 

Heimatgemeinde angewiesen. 

Die kurze Wartezeit von acht 

Tagen galt aber nur für unver-

schuldet Arbeitslose – wer 

selbst gekündigt hatte, musste 

wie auch heute vier Wochen 

warten, bevor es einen An-

spruch auf Arbeitslosengeld 

gab. Schließlich sollte es ja so 

wenig Anreiz wie möglich ge-

ben, „leichtfertig“ ein Dienst-

verhältnis zu beenden, und 

wer arbeitslos war, musste 

sein Engagement, eine neue 

Stelle zu finden, regelmäßig 

beweisen: Zwei Besuche pro 

Woche beim neu gegründeten 

Anfänge der Arbeitsvermittlung in Wien
Schon seit dem Mittelalter gab es „berufsmäßige Werber“, die Stellenvermittlung mit Gewinnabsicht be-

trieben, sowie stark branchenspezifische Vermittlungsstrukturen im Umfeld der Zünfte. Die erste behörd-

liche Vermittlungsstelle Österreichs wurde am 1.11.1788 als „Wiener Dienstbotenamt“ im heutigen Alten 

Rathaus eröffnet. Im 19. Jahrhundert legten Gewerbegenossenschaften Listen zur Einsicht auf, in die sich 

einerseits Arbeitsuchende, andererseits Gewerbeinhaber mit offenen Stellen eintragen konnten.  

1898 öffnete das Städtische Wiener Arbeitsamt seine Türen – Arbeitsvermittlung fand nur auf Gemeinde-

ebene statt, erst die Kriegsbeschädigten-Arbeitsvermittlung ab 1915 und der Arbeitskräftemangel in der 

Rüstungsindustrie der Kriegsjahre änderte dies.

Benachteiligte Arbeitskräfte („Kriegsinvalide“)
Das Invalidenbeschäftigungsgesetz von 1919 zielte auf die systematische Wiedereingliederung von 

Kriegsversehrten mit einer Minderung der Erwerbsfähigkeit um 45% ins Berufsleben ab. „Alle […] auf 

Gewinn berechneten Betriebe“ wurden verpflichtet, auf 20 ArbeitnehmerInnen mindestens einen 

„Kriegsbeschädigten“ mit „Einstellungsschein“ aufzunehmen. Bei Unmöglichkeit der Erfüllung dieser 

Auflage war eine Ausgleichstaxe vorgesehen. Die Vermittlung der „Versehrtenstellen“ erfolgte durch die 

neu geschaffenen Arbeitslosenämter, Betriebe waren verpflichtet, in Frage kommende Stellen ebendort 

zu melden. Diese Quote galt allerdings in den Jahren der ersten Republik nur für Kriegsversehrte, alle 

sonstigen Invaliden waren davon ausgenommen. Dennoch: Die damals geschaffenen Grundsätze der 

beruflichen Rehabilitation Behinderter sind zum Teil heute noch im Invalideneinstellungsgesetz gültig.
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„Arbeitslosenamt“, wo jede 

angebotene Stelle angenom-

men werden musste, voraus-

gesetzt sie war den körperli-

chen Fähigkeiten angemessen 

und stellte keine Gefahr für 

Gesundheit und Sittsamkeit 

dar. Das Ablehnen einer vom 

Amt vorgeschlagenen Stelle, 

wenn keiner dieser drei Grün-

de vorlag, zog eine achtwö-

chige Sperre nach sich.

In gefragtere 
Branchen wechseln?
War es in den ersten acht Wo-

chen der Arbeitslosigkeit nicht 

möglich, eine Stelle in der bis-

herigen Branche zu finden, 

gab es bereits seit Start der 

Arbeitslosenversicherung die 

Möglichkeit, für diese Perso-

nen eine „Umlernung“ vorzu-

nehmen und die Zumutbarkeit 

weiter zu fassen: „Um das Um-

lernen zu erleichtern und den 

Arbeitern Kenntnisse und Fä-

higkeiten zur Erlangung einer 

entsprechenden Beschäftigung 

zu verschaffen, kann eine Art 

fachlicher Schulung vorgege-

ben werden“, wie die „Reichs-

post“ am 12.2.1920 schrieb.

Diese Schulungen wurden oft 

direkt in Betrieben abgehal-

ten. Weitere Ansätze einer ak-

tiven Arbeitsmarktpolitik folg-

ten (siehe unten). Dennoch 

waren sie noch weit von dem 

entfernt, was in Österreich seit 

den 1980er Jahren im Rahmen 

der aktiven Arbeitsmarktpoli-

tik unternommen wird, um 

Menschen, deren bisherige be-

rufliche Tätigkeit wenig Zu-

kunft bietet, in gefragtere und 

besser zu ihnen passende 

Jobs zu bringen. Doch ein 

Grundstein war gelegt, es gab 

die Möglichkeit, mit staatlicher 

Unterstützung (bis zu 12 Wo-

chen Arbeitslosengeld zusätz-

lich) in einem neuen Beruf Fuß 

zu fassen, auch wenn die Um-

schulungen meist keine Ver-

besserung, sondern nur eine 

Umqualifizierung bedeuteten. 

Und wer gewillt war, einen 

neuen Beruf zu erlernen, 

musste sich wenigstens nicht 

den Vorwurf gefallen lassen, 

es an Arbeitslust mangeln zu 

lassen oder gar arbeitsscheu 

zu sein und sich mit dem neu-

en Arbeitslosengeld auf die 

faule Haut legen zu wollen.

„Radikal dekorierte 
Faulenzerei“* für die, 
die „in der Früh nicht 
aufstehen“
Das grundsätzliche Misstrauen 

gegenüber allen, die auf staat-

liche Unterstützung angewie-

sen sind, lässt sich auch 100 

Jahre später noch beobach-

ten: So behaupteten auch im 

Jahr 2019 führende Politiker, 

dass „immer weniger Men-

schen in Wien in der Früh auf-

stehen, um zu arbeiten“. All je-

nen, die, armutsgefährdet und 

ohne Rücklagen oder An-

spruch auf Arbeitslosengeld in 

kostendeckender Höhe, auf 

das heutige unterste soziale 

Netz der Mindestsicherung/

Sozialhilfe angewiesen sind, 

wird immer noch unterstellt, 

es sich in der „sozialen Hänge-

matte“ bequem machen zu 

wollen. Schon in der Zeit rund 

um seine Einführung wurde 

das nach heutigen Maßstäben 

ohnehin extrem kurz bemes-

sene Arbeitslosengeld als 

„Arbeitslosenpension“ verun

glimpft, und Kampagnen ge-

gen Arbeitslose, die ja ohne- 

hin nur Faulenzer und Sozial-

schmarotzer seien, geführt. 

Es gibt freilich keine Zahlen 

dazu, wie viele von denen, die 

nach 1920 über die ach so fau-

len Arbeitslosen, die nun so-

gar noch Geld zum Überleben 

bekommen sollten, lästerten, 

sich nur wenige Jahre später 

im Zuge der Weltwirtschafts-

krise selbst in derselben Situa-

tion befanden. Genauso wenig 

lässt sich erahnen, wie viele 

„Schmarotzer“-Rufer des frü-

hen 21. Jahrhunderts durch die 

Corona-Krise ihren Arbeits-

platz verloren haben oder 

noch verlieren werden, und 

dann jenes soziale Netz, das 

vor 100 Jahren das erste Mal 

gespannt wurde, als das ihnen 

selbstverständlich zustehende 

Mindeste für sich einfordern. 

1 >>> Für viele 
Kriegsheimkehrer 
bedeutete die In-
validität zunächst 
bittere Armut und 
Abhängigkeit von 
Almosen.
2>>> Menschen-
schlange vor dem 
Arbeitslosenamt
3 >>> Jobs waren 
Mangelware – 
entsprechend ver-
zweifelt gestaltete 
sich die Arbeits
suche. 

Produktive Arbeitslosenfürsorge
1922 erhielten Gebietskörperschaften über die Arbeitslosenversicherung erstmals eine finanzielle Beihilfe 

bei Vergabe von volkswirtschaftlich nützlichen Arbeiten, wenn damit die Einstellung zusätzlicher, finanzi-

ell unterstützter Arbeitsloser gefördert wurde. Die Förderung galt auch für bereits „ausgesteuerte“ Ar-

beitslose. Die Zuweisung erfolgte durch die Arbeitslosenämter, bald wurde eine Einstellungshöchstquote 

von 15% der Gesamtzahl der im Betrieb Beschäftigten festgelegt. Diese „Produktive Arbeitslosenfürsor-

ge“ wurde schnell zu einem Auffangbecken besonders für arbeitslose Baufacharbeiter, die z.B. beim Bau 

der Großglockner-Hochalpenstraße eingesetzt wurden, die einen besonderen Stellenwert in der Propa-

ganda des Austrofaschismus erlangte. Zwischen 1930 und der Eröffnung 1935 betrugen die Baukosten 

für die Hochalpenstraße 14% der gesamten österreichischen Straßenbauausgaben.

Es gab die Möglichkeit, mit 
staatlicher Unterstützung in einem 
neuen Beruf Fuß zu fassen.

2

3

*  Lothar Bachmann in der „Zeitschrift 
für Verwaltung“, 1. August 1920.
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Versorgungsarbeit
Wie alle Supermarktketten 

hatte auch Spar während des 

Lockdowns geöffnet: Bei INI-

GO-Handel in den Filialen Da-

vidgasse und Quellenstraße 

sorgten die Transitmitarbeite-

rInnen „an der Front“, in ständi-

ger Ansteckungsgefahr, dafür, 

dass die Versorgung mit Le-

bensmitteln etc. aufrecht blieb. 

Während für viele WienerInnen 

das allgemeine Zuhauseblei-

ben im Zeichen von gemeinsa-

mem Kochen und Genießen 

stand, gab es eine große Grup-

pe, die in Angst und  Sorge 

lebte, dass  das jetzt noch 

knappere Geld nicht bis zum 

Monatsende reichen würde. 

Für alle, die auf vergünstigte 

Lebensmittel angewiesen sind, 

war der Soma-Sozialmarkt 

auch in der Krise Anlaufstelle – 

und die Transitarbeitskräfte ar-

beiteten auf Hochtouren.

Plötzlich 
systemrelevant
Kaum zum Verschnaufen ka-

men auch die fleißigen Radle-

rInnen von Michl’s bringt’s, die 

als systemrelevante Kräfte in 

die Pedale traten: Sie beliefer-

ten in der Krise die KundInnen 

von 30 SPAR-Märkten und 

zwei Apotheken – direkt an 

die Türe, pünktlich und kon-

taktlos. So wurde auch das 

Einkaufen für Oma und Opa 

gleich viel einfacher und si-

cherer!

Apropos ältere Generation: 

diese besonders schützens-

werte Hochrisikogruppe konn-

te auch während des Lock-

downs auf die Unterstützung 

des Besuchsdienstes von 

Visitas zählen. 

Viele, die als Systemerhalter

Innen auch in den Zeiten von 

Covid-19 an ihrem Arbeitsplatz 

unverzichtbar waren, stiegen 

von den Öffis aufs eigene Au-

to oder ganz sportlich aufs 

Fahrrad um, um Ansteckungs-

risiken zu vermeiden. Für den 

Fall, dass das Auto plötzlich 

schlapp machte bzw. das 

Fahrrad nach dem Winter 

noch nicht einsatzfähig war, 

standen die Reparaturspezia-

listInnen von DieWerkstatt 

bzw. DieRadstation mit Rat 

und Tat zur Seite.

Verschärfte  
Situation für Berufs­
einsteigerInnen
Wer (noch) keinen Job hat, tat 

sich durch die Einschränkun-

gen naturgemäß besonders 

schwer: Gerade Jugendliche 

wussten in diesen unsicheren 

Zeiten oft nicht mehr weiter, 

vor allem, wenn auch Zuhause 

Stress und Sorge Oberhand 

gewannen. Viele haben auf-

SOZIALE UNTERNEHMEN

Kreativ durch die Krise 
Der Corona-Lockdown traf die Sozialen Unternehmen in Wien wie ein Keulenschlag.  
Von einem (März-)Tag auf den anderen war nichts mehr wie vorher: amtlich angeordnete 
Betriebsschließungen, keine Aufnahmegespräche und Schulungen mehr, direkte persönliche 
Beratung so gut wie unmöglich. Die arbeit plus Wien-Mitglieder machten das Beste aus der 
Situation, bewiesen Kreativität, Einsatz, Durchhaltevermögen und Mut – hier ein paar Beispiele, 
wie arbeitsuchende WienerInnen trotz Social Distancing unterstützt wurden, systemrelevante 
Dienstleistungen trotz widrigster Umstände erbracht wurden und aus der Not neue 
Geschäftsideen geboren wurden.

Systemrelevant im Einsatz: in Supermärkten ... … und Werkstätten.
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grund beengter Wohnverhält-

nisse keine Rückzugsmöglich-

keit und konnten durch die 

Ausgangsbeschränkungen 

auch nicht ausweichen. Beim 

Verein sprungbrett registrierte 

man deshalb bei vielen Teil-

nehmerinnen dringenden Ge-

sprächsbedarf. E-Mail- und Te-

lefonberatung sowie digitale 

Workshops wurden dankbar 

angenommen, doch nicht alle 

haben die technische Ausstat-

tung dafür – eine Mitarbeiterin 

sammelte kurzerhand im Be-

kanntenkreis funktionsfähige 

Computer, ließ sie aufbereiten 

und stellte sie den jungen 

Frauen zur Verfügung. 

Auch bei ABO Jugend wurden 

die Jugendlichen nicht alleine 

gelassen und konnten gerade 

in der Krise in Arbeitsplätze 

und Lehrstellen in systemrele-

vanten Bereichen vermittelt 

werden. 

Bei Chance2Work wiederum 

wurden Jugendliche kurzfris-

tig zu Erntehelfern, um die 

Nahrungsversorgung sicher-

zustellen. Auch eine ganz be-

sondere Erfolgsgeschichte er-

wuchs aus der Krise und dem 

dadurch noch größeren Pfle-

gekräftemangel: Hasmina L., 

eine engagierte Teilnehmerin 

des Projekts, konnte bereits 

Anfang Mai als ausgebildete 

Pflegeassistentin in ein Dienst-

verhältnis im Kolpinghaus 

„Gemeinsam leben“ übernom-

men werden. 

Enorm flexibel
Michl’s Restaurant und Cate-

ring (Wien Work) mussten als 

Folge der staatlichen Auflagen 

vorübergehend geschlossen 

werden – die dort beschäftig-

ten Transitarbeitskräfte hatten 

aber nach wie vor die Mög-

lichkeit zum „Training on the 

job“: Sie unterstützten die Mit-

arbeiterInnen in den Küchen 

der Fortuna-Pflegewohnhäu-

ser. Auch bei der Caritas Wien 

bewies man größte Flexibilität: 

Nachdem aufgrund eines Co-

rona-Falls die Küche im Pfle-

geheim Schönbrunn geschlos-

sen werden musste, sprang 

kurzerhand das Magdas ein 

und belieferte die Bewohner-

Innen mit köstlichen Mahl

zeiten.

#maskforce und 
Local Heroes
Auf die Regelung, dass man 

in Geschäften, öffentlichen 

Verkehrsmitteln etc. einen 

Mund-Nasen-Schutz tragen 

muss, reagierten Beschäfti-

gungsbetriebe mit Textilab-

teilungen durch rasche Um-

stellung auf Maskenprodukti-

on. Etwa 30 Soziale 

Unternehmen aus ganz Öster-

reich produzieren als Teil der 

arbeit plus #maskforce 

waschbare, nachhaltige Mas-

ken. Auch etliche Wiener Be-

triebe sind dabei: gabarage 

upcycling design näht aus 

kochbarer Bettwäsche wiene-

rische Unikate mit Aufdru-

cken von „Ansapanier“ bis 

„Gfrastsackl“. In der Schnei-

derei der Kümmerei wurden 

150 Mund-Nasen-Bedeckun-

gen pro Tag in unterschied

lichen Ausführungen und 

Mustern für Erwachsene und 

Kinder produziert. Kürzlich 

gelang #maskforce eine tolle 

Kooperation mit den ÖBB: 

Die Getränke- und Snack

automaten der Firma Selecta 

am Wiener Hauptbahnhof 

wurden mit MNS-Masken 

bestückt, sodass man die in 

öffentlichen Verkehrsmitteln 

vorgeschriebenen Masken 

gleich vor Ort „ziehen“  

kann.

Auch in der Schneiderei der 

Volkshilfe Wien standen die 

Nähmaschinen nicht still: als 

regionaler Produktionspartner 

der Initiative „Local Heroes“ 

von BIPA sorgt der Betrieb 

dafür, dass nachhaltiger 

Mund-Nasen-Schutz in attrak-

tiven Designs verfügbar bleibt.

Ob im Homeoffice, in Kurz

arbeit oder voll in „Action“, 

die Mitgliedsbetriebe von ar-

beit plus Wien bemühten sich 

mit viel Engagement und Ein-

fallsreichtum, ihren arbeits-

marktpolitischen Auftrag zu 

erfüllen und ihre KlientInnen 

bestmöglich zu unterstützen. 

Eines steht schon jetzt fest: 

Die Herausforderungen haben 

erst begonnen, denn nun heißt 

es, auf die hohen Arbeitslo-

senzahlen zu reagieren und 

gemeinsam mit dem AMS 

Wien Wege zu finden, um 

möglichst viele Menschen wie-

der rasch in Arbeit zu bringen.

Bundesministerin Leonore Gewessler, ÖBB-Vorstandsvorsitzender Andreas Matthä und arbeit plus Geschäfts
führerin Schifteh Hashemi präsentierten am Hauptbahnhof die neue Vermarktungsschiene der #maskforce (v.l.)

Schneiderei der Volkshilfe Wien
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Gegründet wurde der Dialog 

von sieben Wiener Bürgern 

mit dem Ziel, Hilfe für Drogen-

kranke und deren Angehörige 

anzubieten. „Damals war die 

Zahl der Angebote noch sehr 

,mager‘ – und die Finanzierung 

auch“, so Wolfgang Kramer. 

Viel persönliches Engagement, 

Ehrenamtlichkeit und Eigenini-

tiative ließen den Dialog den-

noch wachsen: inhaltlich, als 

einer der Initiatoren der Subs-

titutionsbehandlung in Öster-

reich (1987 Novellierung des 

Suchtmittelgesetzes), aber 

auch bezüglich der Angebote 

für Betroffene, Angehörige 

oder fachlich Interessierte. Für 

eine gute Erreichbarkeit der 

Unterstützungsangebote sorg-

ten über Wien verteilte regio-

nale Ambulatorien mit fachli-

chen Schwerpunktsetzungen. 

Hier werden heute sozialarbei-

terische, psychologische und 

medizinische Leistungen an-

geboten. „Der Dialog ist mitt-

lerweile die Einrichtung in Ös-

terreich, die im ambulanten 

Setting die meisten KlientIn-

nen unterstützen kann“, freut 

sich Wolfgang Kramer. „Im 

Jahr 2019 waren es 6.500 Per-

sonen.“ 

Ebenfalls einen „runden Ge-

burtstag“ feiert dieses Jahr das 

Dialog-Angebot für InsassInnen 

der Polizeianhaltezentren 

(PAZ) in Wien: Seit 20 Jahren 

betreuen MitarbeiterInnen des 

Verein Dialog suchtkranke Per-

sonen, die in den PAZ ihre Ver-

waltungsstrafe absitzen. „Auch 

der Bereich der Prävention im 

schulischen Kontext sowie die 

Zusammenarbeit mit Unter-

nehmen oder die Schulung von 

Fachpersonal gehören mittler-

weile zu unseren Aufgabenbe-

reichen und liegen uns sehr am 

Herzen“, so Kramer. 

Mit den Angeboten in der Prä-

ventionsarbeit wurden 2019 

knapp 7.900 Personen erreicht. 

Somit zählt Dialog zu den 

größten Anbietern im Bereich 

Suchtprävention und Früher-

kennung. Durch diese Experti-

se ist es möglich, aktuelle 

Trends und Themen festzuma-

chen. Wolfgang Kramer: „Be-

sonders während der persönli-

chen Einschränkungen durch 

Corona waren die Erleichterun-

gen und Möglichkeiten durch 

digitale Medien spürbar. Uns 

beschäftigen aber vor allem 

auch die Schattenseiten und 

Gefahren im Umgang mit der 

Digitalisierung, die zu einem 

manifesten Problem für einzel-

ne werden können.“ 

Angebot für 
Alkoholkranke
Ein Meilenstein – neben der 

kontinuierlichen Weiterent-

wicklung der Angebote – war 

der Schritt vom Schwerpunkt 

der Behandlung von Personen 

mit einem illegalen Substanz-

problem zu neuen Angeboten 

für Personen mit einer reinen 

Alkoholabhängigkeit. „Der 

Einstieg in die Angebote des 

Programms ,Alkohol. Leben 

können‘ ab 2016 erweiterte 

unsere Leistungen um diese 

Zielgruppe“, berichtet Kramer. 

So kann der Verein einen rele-

vanten Beitrag für die Lebens-

qualität seiner KlientInnen 

leisten sowie negative Folgen 

für die Gesellschaft reduzie-

ren. Die Erfolgsgeschichte der 

opiat-substitutiongestützten 

medizinischen Behandlungs-

angebote, verbunden mit ei-

ner umfassenden psychosozi-

alen Betreuung, führte in den 

letzten Jahrzehnten zu einer 

signifikanten Verbesserung 

der Lebenserwartung und ei-

ner gesteigerten gesellschaft-

lichen Einbindung dieser von 

Marginalisierung betroffenen 

Personengruppe. „Auch bei 

der Umsetzung der neuen 

Programme für Personen mit 

einer Alkoholerkrankung wird 

uns der akzeptanzorientierte 

Ansatz unterstützen, die be-

troffenen Menschen besser zu 

erreichen, anzubinden und zu 

stabilisieren“, ist Wolfgang 

Kramer überzeugt.

Für Dialog ist der 40. Geburts-

tag Anlass inne zu halten, sich 

anzusehen, was sich in den 

letzten Jahren entwickelt hat, 

was hilft bzw. nützt und wo es 

hingehen kann. Für den 5. No-

vember ist eine große Fachta-

gung unter dem Motto „Wir-

kung-Sucht-Vielfalt“ geplant, 

zu der Wolfgang Kramer und 

das Dialog-Team herzlich ein-

laden (Anmeldemöglichkeit im 

Herbst). 

VEREIN DIALOG

40 Jahre ambulante Suchthilfe 
Anlässlich des Geburtstags des Dialog, 
AKTIV-LeserInnen bestens bekannt durch den 
Bereich Sucht und Beschäftigung mit dem 
Projekt Standfest, blicken wir gemeinsam mit 
Wolfgang Kramer, stellvertretender Ge
schäftsführer, zurück auf vier Jahrzehnte Hilfe 
und Unterstützung für Drogenkranke in Wien. 

Infos

Mehr über den Verein Dialog, die Themen der Fachtagung und 

Geschichten von KlientInnen in der Festschrift finden Interessierte 

zum Download unter: www.dialog-on.at/40-Jahre-Verein-Dialog

„Mit dem akzeptanz­
orientierten Ansatz  
erreichen wir die 
betroffenen Menschen 
besser“
Wolfgang Kramer, stellvertretender 
Geschäftsführer des Verein Dialogz
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Bei den 20- bis 24-Jährigen 

hat sich mit einem Plus von 

8.550 Personen die Arbeitslo-

sigkeit mehr als verdoppelt. 

Insgesamt sind 16.154 junge 

Wienerinnen und Wiener in 

dieser Altersgruppe ohne Job. 

Bei den dem AMS gemeldeten 

Lehrstellen zeichnet sich ein 

Rückgang von 23 Prozent ge-

genüber dem Vorjahr ab. Die 

Stadt Wien hat daher das 

Wiener Ausbildungspaket ins 

Leben gerufen, das der waff 

umsetzt. Es umfasst:

l	 10 Millionen Euro für die 

überbetriebliche Lehraus­

bildung

In den nächsten Wochen wird 

der waff gemeinsam mit dem 

AMS Wien bereits Unterstüt-

zungsmaßnahmen zur best-

möglichen Vorbereitung der 

Jugendlichen auf die Lehre 

starten. Eine bessere Ausstat-

tung der technischen Lern

infrastruktur, etwa durch den 

Ankauf von Tablets, soll damit 

ebenso finanziert werden wie 

zusätzlicher Förderunterricht 

oder Vorbereitungskurse auf 

die Lehrabschlussprüfung.

l	 7 Millionen Euro für die 

Qualifizierung junger arbeits­

loser Wienerinnen und Wiener

Von Mitte Juni bis Ende Sep-

tember 2020 werden waff und 

AMS Wien gemeinsam in ei-

nem ersten Schritt rund 3.000 

arbeitslos gemeldete Jugend-

liche zwischen 18 und 21 Jah-

ren kontaktieren, um sie mit 

dem Qualifikationspass Wien 

Schritt für Schritt zu einem 

Lehrabschluss oder einer 

gleichwertigen Ausbildung zu 

begleiten.

l	 Qualifizierung für Zu­

kunftsberufe in den Branchen 

Gesundheit, Pflege und Infor-

matik sowie neu entstehende 

Berufe, etwa zur Bekämpfung 

des Klimawandels. Trotz der 

aktuellen Krise am Arbeits-

markt gibt es Branchen, die 

zusätzliche Arbeitskräfte 

brauchen. Der waff und das 

AMS Wien werden mit Bran-

chen und Unternehmen ko-

operieren, die spezielle Fach-

kräfte suchen und damit 

gleichzeitig jungen Arbeitslo-

sen die Chance auf einen be-

ruflichen Neustart mit Zukunft 

bieten.

Bürgermeister Ludwig erklärt 

dazu: „Jugendliche brauchen 

eine fundierte Berufsausbil-

dung. Wir wollen den jungen 

Menschen Perspektiven ge-

ben, denn die Jugend ist un-

sere Zukunft. Wir lassen nie-

manden im Stich!“ Der Wiener 

Bürgermeister verlangt aber 

auch von der Bundesregie-

rung, endlich ein umfassendes 

Arbeitsmarktpaket auf den 

Tisch zu legen. „Konkret for-

dern wir eine Erhöhung des 

Arbeitslosengeldes, eine Qua-

lifizierungsoffensive mit einer 

deutlich verbesserten sozialen 

Absicherung für Aus- und 

Weiterbildungszeiten, Maß-

nahmen zur Bekämpfung von 

Langzeitarbeitslosigkeit, ein 

Beschäftigungspaket für älte-

re Arbeitslose und zusätzliche 

Maßnahmen für junge Arbeit- 

und Lehrstellensuchende in-

klusive eines Finanzierungspa-

kets für die überbetriebliche 

Lehrausbildung“, so Ludwig.

„Mit dem Wiener Ausbildungs-

paket zeigen wir, in welche 

Richtung es gehen muss. Wir 

investieren nun 17 Millionen 

Euro für die Qualifizierung 

junger Wienerinnen und Wie-

ner. 10 Millionen Euro für die 

Lehrausbildung und 7 Millio-

nen Euro für individuelle Qua-

lifizierungs- und Ausbildungs-

maßnahmen. Denn für mich ist 

es entscheidend, dass kein Ju-

gendlicher Zeit verliert und ei-

ne vollwertige und qualitäts-

volle Ausbildung gewährleis-

tet ist“, erklärt er.

Vizebürgermeisterin Birgit He-

bein betont: „Junge Menschen 

sind heute mit den Folgen von 

Krisen konfrontiert: ein zerrüt-

teter Arbeitsmarkt nach Coro-

na und die Klimakrise, deren 

Folgen uns noch viele Jahre 

begleiten werden. Deshalb 

müssen wir rasch handeln, da-

bei niemanden übersehen und 

in nachhaltige Arbeitsplätze 

investieren.“

Wirtschaftsstadtrat Peter Han-

ke unterstreicht: „Wir dürfen 

nicht zulassen, dass eine ver-

lorene Generation ohne Pers-

pektive entsteht. Junge Men-

schen brauchen echte Chan-

cen, dafür sorgen wir mit 

diesem Paket. Auch die Wirt-

schaft wird für eine nachhalti-

ge Erholung gut qualifizierte 

Fachkräfte brauchen.“

gastbeitrag waff

Wiener Corona-Ausbildungspaket
Die Stadt Wien investiert 17 Millionen Euro in die Ausbildung junger Wienerinnen und Wiener, 
die von der Corona-Krise besonders stark betroffen sind.

„Wir investieren in die Lehrausbil­
dung und in die Qualifizierung junger 
Wienerinnen und Wiener. Eine  
wichtige Zukunftsinvestition für Wien.“
Bürgermeister Michael Ludwig
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waff-Geschäftsführer Meißl mit Bürgermeister Ludwig und Vizebürger-
meisterin Hebein sowie Wirtschaftsstadtrat Hanke bei der Präsentation 
des Wiener Corona-Ausbildungspakets
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IN MEDIAS RES
Ob Film, TV, Print oder Internet: Diese Rubrik widmet sich arbeitsmarktrelevanten News mit Medienbezug.

HANNAH FRY

Hello World – Was Algorithmen 
können und wie sie unser Leben 
verändern
dtv Verlag, 2020, 272 Seiten 

Hannah Fry ist Dozentin für Mathe-

matik am University College Lon-

don und veröffentlicht mit „Hello 

World“ ihr drittes Buch. Fry erläu-

tert den alltäglichen Einsatz von 

Algorithmen in Suchmaschinen, in 

den Bereichen Justiz, Medizin, Kri-

minalität, Automobilentwicklung, 

Kunst und Soziales. Ein Beispiel: 

Im Jahr 2012 wurde in Idaho ein 

Teil der Sozialhilfe von einem Al-

gorithmus berechnet, weshalb ei-

nige Menschen mit Behinderung 

deutlich weniger, andere aber 

mehr Geld bekamen. Als nach richterlichem Beschluss die Of-

fenlegung des Programmcodes angeordnet wurde, zeigte sich: 

die ExcelTabelle (!) beruhte auf menschlichen Erfahrungswerten, 

durchsetzt mit elementaren statistischen Fehlern. „Nur weil der 

Computer etwas sagt, muss es noch lange nicht richtig sein“, 

betont Fry. 

Worauf Fry in jedem ihrer angeführten Exempel hinweist, ist: 

User neigen dazu, Algorithmen als eine Art Autorität zu be-

trachten. Ihre relevante Aussage dazu: Ja, gut gebaute Algorith-

men können gute, objektive Filterungen vornehmen und unter-

stützen; gefährlich wird es, wenn Menschen sich einzig auf die 

Aussagekraft der Daten verlassen und diese nicht mehr intuitiv 

überprüfen. Der englische Untertitel „How to be Human in the 

Age of the Machine“ liefert einen guten Blick auf den Ansatz 

von Fry. Ihre Botschaft lautet: „die Maschinen nicht mehr als die 

objektiven Herren betrachten, indem wir sie wie jede andere 

Machtquelle behandeln. Indem wir ihre Entscheidungen hinter-

fragen, ihre Motive untersuchen, unsere Emotionen anerkennen; 

(…) und darauf achten, dass wir nicht nachlässig werden. Ich hal-

te dies für den Schlüssel zu einer Zukunft, in der Algorithmen 

unter dem Strich eine positive Wirkung für die Gesellschaft ha-

ben. Und diese Aufgabe fällt völlig zu Recht uns zu. Denn eines 

ist sicher: Noch nie waren Menschen so wichtig wie im Zeitalter 

der Algorithmen.“

Laura Spinney

1918. Die Welt im Fieber.  
Wie die Spanische Grippe die 
Gesellschaft veränderte 
Carl Hanser Verlag München 2018, 384 Seiten

Die Autorin sieht die Spani-

sche Grippe als das „größte 

Massaker des zwanzigsten 

Jahrhunderts“, das aus dem 

kollektiven Gedächtnis ge-

löscht wurde. Die Zahlen ge-

ben ihr recht: zwischen März 

1918 und März 1920 wurde je-

der dritte Mensch infiziert, 

insgesamt 500 Millionen 

Menschen weltweit. 50 bis 

100 Millionen Menschen und 

damit 2,5 bis 5 Prozent der 

gesamten Menschheit ver-

starben an dieser Seuche.

Laura Spinney spannt den Bogen in den acht Teilen des Bu-

ches weit – von den ersten Epidemien, über die es histori-

sche Aufzeichnungen gibt, bis zu einem Ausblick in die Zu-

kunft im abschließenden Teil. Dazwischen erzählt sie, wie 

sich die Spanische Grippe in den verschiedenen Weltgegen-

den entwickelte, wie mit der Seuche umgegangen wurde 

und welche gesellschaftlichen Veränderungen durch die 

Pandemie eintraten. Darunter sind viele Regionen, für „die 

1918 das Jahr der Influenza war, nicht das Jahr des Kriegs

endes“.  

Die Fülle an historischen Details zu den drei globalen Pande-

mie-Wellen macht das Buch spannend. Darunter sind zahlrei-

che Erläuterungen, warum der Umgang mit den damals noch 

unentdeckten Viren so schwierig war und welche Formen an 

obskurem Aberglauben kursierten. Gleichwohl war man dem 

Grippevirus und damit den Viren insgesamt mit der „Keim-

Theorie“ auf der Spur. Selbstredend wird auch erklärt, wie 

die Spanische Grippe zu ihrem Namen kam, während sie in 

Spanien „Soldado de Nápoles“ – Neapolitanischer Soldat – 

genannt wurde. In Teilen des Buches lassen sich Parallelen 

zur Covid-19-Pandemie erkennen, so ähnlich wirken die Be-

richte, zum Beispiel, wenn Maßnahmen gegen die Verbrei-

tung des Virus geschildert werden und die Diskussionen um 

ihre Wirksamkeit.  
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Thomas Piketty 

Kapital und Ideologie 
C.H. Beck 2020, 1312 Seiten

Diese Buchempfehlung hätten 

viele wohl schon vor dem Coro-

na-Lockdown brauchen können, 

denn um sich den vollen 1.312 

Seiten von Pikettys neuem Buch 

angemessen zu widmen, 

braucht man vor allem eines: 

Zeit. Wer davon jedoch ausrei-

chend zur Verfügung hat, den 

nimmt Thomas Piketty mit auf 

eine Reise durch das letzte Jahr-

tausend und die Wirtschaftssys-

teme, die es hervorgebracht hat 

– immer im Fokus: Die Ungleich-

heit von Einkommen und Ver-

mögen, die diesen Systemen innewohnte. Denn, wie Piketty be-

tont, „die Ungleichheit ist keine wirtschaftliche oder technologi-

sche, sie ist eine ideologische und politische Ungleichheit“ – sie 

ist kein Naturgesetz, sondern von denen, die davon profitieren, 

verursacht und verstärkt. Jede Gesellschaft muss ihre Ungleich-

heiten begründen und produziert dafür viele Diskurse und Ideo-

logien, um sie zu legitimieren und einzuzementieren. Motor des 

Fortschritts ist für Piketty dementsprechend nicht das Streben 

nach Eigentum (und damit verbunden nach Stabilität und mög-

lichst wenig Veränderung), sondern das Ringen um Gleichheit 

und Bildung innerhalb einer Gesellschaft. 

Im Gegensatz zu „Das Kapital im 21. Jahrhundert“ bemüht sich 

der Autor diesmal um einen Blick, der über die westlichen Län-

der hinausgeht, und nimmt beispielsweise auch Russland, Indien 

und China stärker in den Fokus. Hier stützt er sich besonders auf 

Ergebnisse der World Inequality Database, deren Co-Director er 

ist. Und auch wenn das Buch entsprechend datenlastig ist, be-

müht er sich doch um allgemeine Verständlichkeit – nicht zuletzt 

durch eine sehr gute Einführung, die den LeserInnen die nötigen 

Grundkenntnisse vermittelt bzw. auffrischt, um ohne Nachschla-

gen durch das Buch zu kommen.

Doch Piketty analysiert nicht nur ausführlichst, er schließt das 

Buch auch gleich mit seinen Vorschlägen für einen „partizipati-

ven Sozialismus für das 21. Jahrhundert“. Je nach politischer So-

zialisation werden seine Ideen Entsetzen, Begeisterungsstürme 

oder eine Abstufung 

dazwischen hervorru-

fen: von der stark 

ausgeweiteten Mitbe-

stimmung für Arbei-

terInnen in ihren je-

weiligen Betrieben 

bei gleichzeitiger Ein-

schränkung der maxi-

malen Stimmanteile 

für jeden einzelnen 

Aktionär über eine 

stark progressive Be-

steuerung von Eigen-

tum hin zur Einfüh-

rung einer einmaligen 

und für alle gleich ho-

hen Auszahlung die-

ses besteuerten allge-

meinen Eigentums. 

Die entscheidende politische Herausforderung unserer Zeit ist 

für Piketty übrigens die „identitäre Falle“: Die (westlichen) Links-

parteien haben ihre ursprüngliche Wählerschaft (Arbeiter mit 

geringer Bildung) fast zur Gänze verloren und werden stattdes-

sen zu Akademikerparteien. Die nun politisch heimatlos gewor-

denen Stammwähler gehen zwischen einer „Kulturlinken“ und 

einer „Wirtschaftsrechten“ verloren und landen bei nationalisti-

schen Identitätskonzepten, die den „Abgehängten“ scheinbar 

einfache Antworten bieten. Da gibt es auch in Österreich einige, 

denen man nur wärmstens empfehlen kann, sich die Zeit für 

1.300 Seiten Piketty zu nehmen.

„Die Ungleichheit 
ist keine wirtschaft­
liche oder techno­
logische, sie ist ei­
ne ideologische 
und politische Un­
gleichheit – sie ist 
kein Naturgesetz, 
sondern von de­
nen, die davon pro­
fitieren, verursacht 
und verstärkt“
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Die Zeit des Shutdowns auf-

grund der Coronakrise war für 

das AMS Wien eine historische 

Herausforderung. Es wurden 

in Rekordzeit rund 25.000 Be-

gehren für Kurzarbeit bearbei-

tet und über 80.000 Anträge 

auf Arbeitslosengeld erledigt. 

Wir nutzten alle verfügbaren 

Kommunikationskanäle, um 

unsere KundInnen und Kun-

den darüber zu informieren, 

dass sie hauptsächlich in elek-

tronischer Form oder über die 

Serviceline mit dem AMS in 

Kontakt treten sollen. Viele 

Anliegen konnten auf diese 

Weise gut geklärt werden.  

Eine vielleicht weniger be-

kannte Tatsache: Vormittags 

hatten die Geschäftsstellen 

des AMS Wien auch in der 

Zeit des Shutdowns immer 

geöffnet. Speziell geschulte 

MitarbeiterInnen vor den Ein-

gängen trafen die Entschei-

dung, wann ein Anliegen vor 

dem Gebäude geklärt werden 

konnte und in welchen Fällen 

es erforderlich war, das Ge-

spräch im Inneren der Ge-

schäftsstelle unter Einhaltung 

sämtlicher Vorschriften zu 

Abstand und Hygiene fort

zusetzen. 

Was ist neu  
seit 15. Mai 2020?
Das grundsätzliche Bemühen 

des AMS, persönliche Termine 

weitgehend durch elektroni-

sche zu ersetzen, bleibt bis 

auf Weiteres aufrecht. Elektro-

nische und telefonische Bera-

tung kann dabei viel leisten: 

Das geht von Leistungsanfra-

gen bis zum Erstellen der Be-

treuungsvereinbarung. Die Ge-

schäftsstellen bleiben 

weiterhin nur am Vormittag 

geöffnet.  

Den Selbstbedienungsberei-

chen kommt künftig eine 

wichtige Rolle zu: Mit Termin 

eingeladene KundInnen kön-

nen dort (unter Wahrung der 

Abstands- und Hygieneregeln) 

ihren Lebenslauf erstellen, Be-

werbungen abschicken und 

vieles mehr. In den Geschäfts-

stellen gelten der Ein-Me-

ter-Abstand und die Masken-

pflicht im öffentlichen Bereich. 

Bei persönlichen Vorsprachen 

wird darauf geachtet, bei nur 

einem Termin möglichst viel 

zu erledigen. 

Durch die aktuelle Situation 

am Arbeitsmarkt steigt der 

Bedarf an beruflicher Orientie-

rung. Die BerufsInfoZentren in 

Wien bieten Berufs- und Bil-

dungsberatung auch weiterhin 

verstärkt per Telefon an. Ana-

log zu den Regelungen in den 

Infozonen stehen die Selbst-

bedienungsbereiche hier künf-

tig nach Voranmeldung, zeit-

lich begrenzt und mit ausrei-

chendem Abstand zur 

Verfügung. Der WAFF unter-

stützt bei der Erstellung von 

Qualifikationspässen. 

Schulungen  
wieder möglich
Seit 15. Mai 2020 ist ein Be

treten der Ausbildungseinrich-

tungen wieder erlaubt. Der 

Schulungsbetrieb wird unter 

Einhaltung der Abstands- und 

Hygienevorschriften fortge-

setzt. Seit diesem Tag gibt es 

auch wieder Präsenzunterricht 

in kleineren Gruppen mit einer 

Anpassung der Raumgrößen, 

häufig in Kombination mit 

Selbststudium. Bereits in der 

Phase des Distance Learnings 

wurden die TeilnehmerInnen 

auf elektronischem Weg und 

via Telefon auf dem Laufen-

den gehalten und über den 

Neustart an den Schulungs

orten informiert. Vor Ort wur-

den Plakate zu Hygiene- und 

Schutzvorschriften ange-

bracht. 

Wir ermuntern arbeitsuchen-

de Personen laufend, sich für 

ein eAMS-Konto zu entschei-

den. Auf diese Weise können 

Betroffene schnell zu ihrem 

Arbeitslosengeld kommen und 

uns jederzeit unkompliziert er-

reichen. So bleiben wir in Kon-

takt und halten trotzdem Ab-

stand. Wir sind unseren Kun-

dinnen und Kunden 

außerordentlich dankbar für 

die Flexibilität im Umgang mit 

kurzfristig geänderten Gege-

benheiten und für das Ver-

ständnis, welches sie in diesen 

herausfordernden Zeiten be-

wiesen haben.

GASTBEITRAG AMS WIEN

Optimale Betreuung  
mit maximaler Sicherheit  
Die Gesundheit unserer KundInnen und MitarbeiterInnen zu schützen, ist in jeder Phase der 
Coronakrise unser wichtigstes Ziel. Seit 15. Mai 2020 ist einiges neu.
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GASTBEITRAG ARBEIT PLUS ÖSTERREICH

arbeit plus Innovation Lab: 
SDGs und ihre Relevanz für Soziale Unternehmen

Was sind die Ziele für nach-

haltige Entwicklung (Sustain-

able Development Goals, 

SDGs) und welche Bedeutung 

haben sie für die Arbeit der 

Sozialen Unternehmen? Diese 

Fragen standen im Zentrum 

des arbeit plus Innovation 

Labs im April, das aufgrund 

der Corona-Bestimmungen in 

den virtuellen Raum verlegt 

wurde. Lisa Weinberger (Öko-

büro) und Sigrid Koloo (Fo-

rum Tomorrow) boten in ihren 

Vorträgen einen Überblick 

über die Entstehungsge-

schichte der SDGs und über 

deren Potential in der tägli-

chen Arbeit Sozialer Unter-

nehmen.

17 OBER- UND  
169 UNTERZIELE
Die Vereinten Nati-

onen verabschie-

deten im Jahr 

2015 im Rah-

men der Agen-

da 2030 die Zie-

le für nachhaltige 

Entwicklung. Diese 

bestehen aus 17 

Oberzielen mit insge-

samt 169 Unterzielen und 

beinhalten Richtlinien für 

alle drei Dimensionen der 

Nachhaltigkeit: Ökologie, 

Wirtschaft und Soziales. 

Viele der SDGs finden 

sich schon seit Lan-

gem in der Arbeit und 

den Zielen der Sozia-

len Unternehmen 

wieder: Geschlechter-

gleichstellung (SDG 5) ist 

ein Ziel der Arbeit der vie-

len Frauen*- Beratungs- 

und Bildungsorganisatio-

nen, die Sicherstellung nach-

haltiger Konsum- und 

Produktionsmuster (SDG 12) 

ist handlungsleitend für die 

Unternehmen der Kreislauf-

wirtschaft und Reuse-Betrie-

be, und nicht zuletzt SDG 8: 

menschenwürdige Arbeit, die 

bei allen Sozialen Unterneh-

men im Mittelpunkt steht. 

Die SDGs entstanden aus ei-

nem mehrjährigen Konsultati-

onsprozess und bieten somit 

einen weltweit anerkannten 

Referenzrahmen, an dem sich 

Aktivitäten von Regierungen, 

Unternehmen und zivilgesell-

schaftlichen Akteur*innen ori-

entieren können. Primäre Ad-

ressat*innen sind zwar Staa-

ten und Regierungen, die die 

Umsetzung der SDGs auf na-

tionaler Ebene regelmäßig 

evaluieren, aber auch für Or-

ganisationen bieten sich An-

knüpfungspunkte 

und Hand-

lungsmöglich-

keiten. Die 

SDGs kön-

nen etwa 

als Leitfa-

den für 

interne 

Quali-

tätssicherung 

oder die beglei-

tende Evaluie-

rung von Orga-

nisationszielen 

dienen, 

wie 

es etwa in der Gemeinwohl

bilanz der Fall ist, sie können 

die Basis für Wirkungsanaly-

sen darstellen und bieten 

auch eine Möglichkeit zur 

Positionierung in der Öffent-

lichkeit und gegenüber För

dergeber*innen. 

FOLGEWORKSHOP  
GEPLANT
Die Teilnehmer*innen des In-

novation Labs diskutierten 

angeregt darüber, wie diese 

Anknüpfungsmöglichkeiten in 

der Praxis aussehen können. 

Denn gerade weil die SDGs 

ein weltweit anerkannter Rah-

men sind, sind sie oft schwer 

greif- und messbar und 

müssen deswegen auf regio-

nale Kontexte umgelegt wer-

den. Besonders in den aktuel-

len Krisenzeiten stellt nach-

haltige Entwicklung eine 

zentrale politische und gesell-

schaftliche Prämisse dar. Die 

Umsetzung erfordert in Ös-

terreich aber möglicherweise 

andere Schwerpunkte als in 

Ländern des Globalen 

Südens. Diese notwendige 

Übersetzungsarbeit will ar-

beit plus, sobald möglich, bei 

einem analogen Folgework-

shop vertiefen. 

Die Umsetzung eines arbeit 

plus Innovation Labs zu den 

SDGs und deren Bedeutung 

für die Sozialen Unternehmen 

war bereits seit Längerem ein 

wichtiges Anliegen – durch 

die aktuelle Situation wird ver-

deutlicht, wie wichtig die Er-

reichung der SDGs ist.  

In der Corona-Krise können 

die SDGs ein Kompass sein, 

nach welchen Kriterien die 

notwendige Transformation 

und #AufbauArbeit von stat-

ten gehen können. Denn – 

angesichts der Krise, aber 

auch schon zuvor und in Zu-

kunft – geht es um einen ge-

sellschaftlichen, politischen 

und wirtschaftlichen Werte-

wandel. Die Sozialen Unter-

nehmen können und werden 

hierbei eine zentrale Rolle 

einnehmen.

Zur Person: 
Die Autorin des Artikels, Clara Moder, ist Grundlagenarbeiterin 

von arbeit plus – Soziale Unternehmen Österreich und koordiniert 

die arbeit plus Innovation Labs, die sich als offene Denk- und Ex-

perimentierräume rund um das Thema Arbeit verstehen. 

www.arbeitplus.at/innovation-lab
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STEINHEILGASSE

Eröffnung Carla Nord
Die neurenovierten Hallen der Carla Nord laden wieder zum günstigen 

Shoppen ein. Wunderschöne alte Möbel, Geschirr, Spielsachen, Bücher etc. 

sowie Vintage-Mode erhalten hier ebenso eine zweite Chance wie Men-

schen, die es auf dem Weg (zurück) in den Arbeitsmarkt besonders 

schwer haben. 

7.7.2020, Carla Nord, Steinheilgasse 3, 1210 Wien

PRO MENTE AKADEMIE

Bildung für psychische Gesundheit –  
Lehrgangsstarts
Im September starten wieder einige Lehrgänge 

an der Pro Mente Akademie, etwa ein Intensiv-

kurs DBT-Skillstraining, ein Sozialpsychiatrischer 

Grundkurs, ein Lehrgang zu Ressourcenorien-

tierter Beratung oder ein Lehrgang zur Mediati-

on in Beruf und Alltag.  

Nähere Infos und Anmeldung unter  

www.promenteakademie/bildungsprogramm

pro mente Akademie, Grüngasse 1A, 1040 Wien

HEGELGASSE

Dialog Frühlingsakademie
Da die Dialog Frühingsakademie aufgrund der Coro-

na-Maßnahmen nicht wie geplant im April stattfinden 

konnte, wurde die Veranstaltung in den Herbst verscho-

ben. Zwischen Oktober und Dezember gibt’s  spannende 

Workshops und Vorträge zum Thema Sucht und Sucht-

prävention – von „Alter Sack und Digi-Junkie“ über „Alles 

was Recht ist“ bis zu „Psychedelics“. Details zum Pro-

gramm und Infos zur Anmeldung unter  

https://www.dialog-on.at/aktuelles/bei-uns-ist-immer-

fruehling

Verschiedene Termine, Oktober bis Dezember 2020, Verein Dialog, Suchtprävention und 

Früherkennung, Hegelgasse 8/13, 1010 Wien 
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Datenschutz

Warum erhalten Sie diese Zeitung?
arbeit plus Wien versendet zweimal jährlich die Vereinszeitung „Arbeitsmarktpolitik Aktiv“  

an alle Mitglieder des Vereins sowie an interessierte Personen/Organisationen, die sich in die 

EmpfängerInnenliste eingetragen haben oder schriftlich um Zusendung gebeten haben.  

Sollten Sie „Arbeitsmarktpolitik Aktiv“ nicht mehr erhalten wollen, können Sie Ihre Zustimmung 

jederzeit via E-Mail an office@arbeitplus-wien.at widerrufen.


